
 

 

 

 

 

 

 

EU-Kommission für mehr Fairness und Transparenz bei Unternehmenssteuern 

 

Die Europäische Kommission treibt den Kampf gegen Steuervermeidung und aggressive 

Steuerplanung voran. 

 

Im Kollegium der Kommissionsmitglieder fand am Mittwoch, dem 18. Februar, eine 
Orientierungsdebatte darüber statt, wie die Besteuerung in der EU fairer und transparenter werden 
kann. Im März wird die Kommission ein Paket zur Steuertransparenz vorlegen, das einen 
Legislativvorschlag für den automatischen Austausch von Informationen über verbindliche 
Steuerauskünfte umfasst. 

Für Präsident Juncker ist die Bekämpfung von Steuerflucht und Steuervermeidung ein vorrangiges 
politisches Ziel der Kommission. In den Diskussionen ging es um die dringendsten Maßnahmen, die in 
diesem Bereich ergriffen werden müssen. Es herrschte Einvernehmen darüber, dass Unternehmen 
dort besteuert werden müssen, wo sie ihre gewinnbringenden wirtschaftlichen Tätigkeiten ausüben, 
und nicht durch aggressive Steuerplanung einer angemessenen Besteuerung entgehen dürfen. Somit 
gab es im Kollegium einen breiten Konsens darüber, dass die Steuertransparenz im Bereich der 
Körperschaftbesteuerung unbedingt verbessert werden muss. 

In diesem Sinne kam das Kollegium der Kommissionsmitglieder überein, im März ein Paket zur 
Steuertransparenz vorzustellen. 

„Ein prosperierendes Europa benötigt faire, transparente und berechenbare Steuersysteme, damit 
die Unternehmen investieren und die Verbraucherinnen und Verbraucher wieder Vertrauen fassen. 
Im Zuge unserer Ziels, den Binnenmarkt zu vertiefen und fairer zu gestalten, möchten wir in der EU 
und weltweit die Steuertransparenz verbessern und einen faireren Steuerwettbewerb erreichen. Es 
ist inakzeptabel, dass die Steuerbehörden auf zugespielte Informationen angewiesen sind, um 
Steuervorschriften durchsetzen zu können“, erklärte Valdis Dombrovskis, für den Euro und den 
sozialen Dialog zuständiger Vizepräsident der Kommission. 

Pierre Moscovici, Kommissar für Wirtschafts- und Finanzangelegenheiten, Steuern und Zoll erklärte: 
„Missbräuchliche Steuerpraktiken und schädliche Steuerregelungen scheuen das Licht. Transparenz 
und Zusammenarbeit sind ihre natürlichen Feinde. Nunmehr ist es an der Zeit, eine neue Offenheit 
zwischen den Steuerverwaltungen und ein neues Zeitalter der Solidarität zwischen den Regierungen 
einzuleiten, um Steuergerechtigkeit zu gewährleisten. Die Kommission setzt sich nachdrücklich für 
die höchstmögliche Steuertransparenz in Europa ein.“ 



Die Kommission lässt den Ankündigungen ihres Arbeitsprogramms vom Dezember rasch Taten 
folgen. So wird sie im kommenden Monat Rechtsvorschriften zur Ausdehnung des automatischen 
Austauschs von Informationen auf verbindliche Steuerauskünfte vorschlagen. Nach den derzeitigen 
EU-Vorschriften tauschen die Mitgliedstaaten kaum Informationen über solche Vorentscheide aus, 
die ihre oft sehr komplexen Körperschaftsteuerregelungen betreffen. Daher ist es für die 
Steuerbehörden schwierig, zu beurteilen, wo ein Unternehmen seine Wirtschaftstätigkeiten 
tatsächlich ausübt, und auf dieser Grundlage Steuervorschriften angemessen anzuwenden. Die Folge 
davon ist, dass viele multinationale Unternehmen versuchen, Gewinne zu verlagern und ihre 
Steuerschuld zu minimieren, wodurch den Regierungen in der EU wertvolle Steuereinnahmen 
entgehen und eine faire Besteuerung behindert wird. 

Der im März erfolgende Vorschlag wird von verschiedenen Maßnahmen zur Erhöhung der 
Steuertransparenz begleitet. In der heutigen Orientierungsdebatte wurden verschiedene Optionen – 
legislativer und nichtlegislativer Art – geprüft. 

Auf dieses Paket zur Steuertransparenz sollen im Laufe des Jahres weitere Arbeiten folgen. Im 
Sommer wird die Kommission ein zweites Maßnahmenpaket – zur fairen und effizienten 
Körperschaftbesteuerung – vorlegen, in dem auch aktuelle Initiativen der G20 und der OECD zur 
Bekämpfung von Steuervermeidung berücksichtigt werden. 

Weitere Informationen in der ausführlichen Pressemitteilung  
 
Pressekontakt: Reinhard Hönighaus, Tel.: +49 (30) 2280 2340 
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